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zum EU-Wahn! 
JA zum deutschen 


HET AT SEND 
Die Deutschen assoziieren mit Nation, 


Nationalsozialismus, was natürlich völ- 
liger Blödsinn ist. 


Der Satz »Wir dürfen nicht zum Natio- 
nalstaat zurück«, der ist logisch leider 
völliger Unfug, denn selbst die EU-Kom- 
mission sagt, es müssen Aufgaben zum 
Nationalstaat zurückgegeben werden. 


Oskar Lafontaine (Die Linke) im Gespräch bei phoenix, 23.2.2018 
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Das offene Wort 


»Mein Volk, dem ich 
angehöre und das ich 
liebe, ist das deutsche 

Volk; und meine 
Nation, die ich mit 


Claudia Roth hat 
keine Sorgen mehr! 


Solch ein Fahnenmeer wie auf 
Seite 1 würden wir gerne Öf- 
ter sehen, nicht beim Fußball, 
sondern auch wenn es um 
Deutschlands Zukunft geht! 


Die müde und satte Millionärs- 
truppe, die sich — dem Herrn 
sei Lob! — nicht mehr »Deut- 
sche Nationalmannschaft« 
nennt, damit wir uns nicht 
schämen müssen, ist bei der 


großem Stolz verehre, 
ist die deutsche Nation. 
Eine ritterliche, stolze 
und harte Nation.« 


Ernst Thälmann (KPD) 
in: Antwort auf Briefe eines Kerkergenossen, Berlin 1961, S. 73 


WM vorzeitig ausgeschieden. 


Frau Claudia Roth, als Bun- 
destags-Vizepräsidentin eine 
der höchsten Repräsentantin- 
nen unseres Staatswesens, 
hatte sich schon große Sor- 
gen gemacht: 


Schon zum Auftakt der WM 
warnte sie von höchster Stelle 
aus vor Nationalismus beim 
Feiern: Sie wolle niemandem 
verbieten, ein Fähnchen auf- 
zuhängen, finde aber, daß den 
Deutschen »Zurückhaltung 
mit der nationalen Selbst- 
beweihräucherung« gut zu 
Gesicht stehe. Nun hat diese 
immer buntgekleidete Dame 
(im Volksmund auch gern 
»Paradiesvogel der Grünen« 
genannt) eine Sorge weniger. 


Das »Team« mit dem Werbe- 
spruch »United by Football« 
hat nicht mit Herzblut und 
Seele für Deutschland ge- 
spielt. 

Wo ein gesundes Nationalbe- 
wußtsein fehlt, geht alles den 
Bach runter — nicht nur beim 
Fußball, sondern noch viel 
schlimmer in der Politik. Die 
Planung und Duldung der un- 
kontrollierten Masseneinwan- 
derung fremder Völker ist das 
Ergebnis. 


Ein UN-Leser schrieb uns: 
»Von Merkel lernen heißt 
verlieren lernen. Warum 
sollten die Fußballer besser 
sein als die Regierung?« 


Ihre Sabine Möller 


Sehnsucht 


nach dem Nationalstaat 


Der Ruf nach mehr Selbstbe- 
stimmung der Nationalstaaten 
wird lauter. Dabei handelt es sich 
nicht allein um eine Forderung 
von Nationalisten, auch die poli- 
tische Linke erkennt die Notwen- 
digkeit des Nationalstaates. 


Federführend äußerte Oskar 
Lafontaine im Gespräch bei 
phoenix am 23.2.2018, »der Satz 
„Wir dürfen nicht zum National- 
staat zurück*«, sei »logisch leider 
völliger Unfug, denn selbst die 
[EU-]JKommission sagt, es müs- 
sen Aufgaben zum Nationalstaat 
zurückgegeben werden.« 


Zu lange haben wir 
Deutschen die Irrungen 
der EU ertragen 
müssen 


Nach der unfähigen EU-Politik in 
der Flüchtlingskrise, die alltäglich 
mit neuen Schreckensmeldun- 
gen von sich reden macht, folg- 
ten die von der EU verordneten 
Datenschutzbestimmungen, de- 
ren Umsetzung die Existenz ei- 
niger deutscher Verbände, Verei- 
ne, Kleingewerbetreibenden und 
mittelständischen Unternehmen 
gefährdet. 


Nicht nur das, im Moment wer- 
den die Menschen, die geschützt 


SPIEGEL DER ZEIT 


werden sollten, mit langen Tex- 
ten, endlosen E-Mails und un- 
durchschaubaren juristischen 
Texten überflutet. 


Der EU-Wahn kennt keine Gren- 
zen und ist noch lange nicht an 
seinem Ziel angekommen. EU- 
Europa ist restlos gescheitert. 


Nun wünschen sich immer mehr 
Menschen den Nationalstaat zu- 
rück. Großbritannien ist aus der 
EU ausgetreten. Ungarn, Öster- 
reich und immer mehr Mitglieds- 
staaten bieten der EU Paroli. 


Der Nationalstaat ist und bleibt 
der Garant für Rechtstaatlich- 
keit, Sozialstaat und Demokra- 
tie. 

Die EU hat offensichtlich genau 
diese wichtigen Errungenschaf- 
ten verspielt. 


ZUM NACHDENKEN: 


»Das Entscheidende 
ist, daß der Natio- 
nalstaat weitgehend 


identisch ist mit dem 
Sozialstaat.« 


Oskar Lafontaine (Die Linke) im 
Gespräch bei phoenix, 23.2.2018 
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Wahrheit - Klarheit - Offenheit 


September 2015: Spät in der Nacht entscheidet Kanzlerin Merkel, die Grenzen für alle Ankommenden 
zu öffnen und setzt damit die Dublin-Regelung außer Kraft. Eine folgenschwere Entscheidung, denn 
seitdem kamen laut UNHCR 1,41 Millionen sogenannte Flüchtlinge auf Dauer nach Deutschland. Es 
vergeht kein Tag, an dem wir nicht irgendwelche Ausreden und Beschönigungen zur Flüchtlingspo- 
litik hören. Wie sieht die gesetzliche Grundlage zur Flüchtlingspolitik aus? 


Was sagt 
das Grundgesetz? 


Bekanntlich gewährt Artikel 16a 
des Grundgesetzes politisch Ver- 
folgten Asyl. Dies gilt ausdrück- 
lich nicht für diejenigen, die aus 
einem sogenannten »sicheren 
Drittstaat« nach Deutschland ein- 
reisen. Um Deutschland herum 
gibt es nur sichere Drittstaaten, 
so daß Flüchtlinge, die auf dem 
Landweg nach Deutschland ein- 
reisen, nach Artikel 16a GG kein 
Anrecht auf Asyl haben. 


Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland 
Art. 16a 

(1) Politisch Verfolgte genießen 
Asylrecht. 

(2) Auf Absatz 1 kann sich nicht 
berufen, wer aus einem Mitglied- 
staat der Europäischen Gemein- 
schaften oder aus einem ande- 
ren Drittstaat einreist, in dem die 
Anwendung des Abkommens 
über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge und der Konvention 
zum Schutze der Menschen- 
rechte und Grundfreiheiten si- 
chergestellt ist [...]. 


Was sagt 
das Aufenthaltsgesetz? 


Das Aufenthaltsgesetz sieht vor, 
daß ein Ausländer, der unerlaubt 
einreisen will, an der Grenze zu- 
rückgewiesen wird. So sollte ver- 
fahren werden, wenn etwa Aus- 
weise oder Pässe fehlen oder die 
Herkunft der Menschen unklar 
ist. 

EU- oder internationales Recht 
erschweren solche Zurückwei- 
sungen, denn wem im Herkunfts- 
staat Gefahr oder Verfolgung 
droht, der hat gemäß Artikel 33 
der Genfer Flüchtlingskonventio- 


nen individuellen Anspruch auf 
Schutz vor Zurückweisung. 


Grundsätzlich aber sind Schutz- 
anträge von Personen aus si- 
cheren Herkunftsstaaten als 
»offensichtlich unbegründet« ab- 
zulehnen (AsyIG $ 29a). 


Aufenthaltsgesetz - AufenthG 
§ 15 Zurückweisung 
(1) Ein Ausländer, der unerlaubt 
einreisen will, wird an der Gren- 
ze zurückgewiesen. 
(2) Ein Ausländer kann an der 
Grenze zurückgewiesen wer- 
den, wenn 
1. ein Ausweisungsinteresse 
besteht, 
2. der begründete Verdacht be- 
steht, daß der Aufenthalt nicht 
dem angegebenen Zweck 
dient [...] 
3. er die Voraussetzungen für 
die Einreise in das Hoheits- 
gebiet der Vertragsparteien 
nach Artikel 5 des Schengener 
Grenzkodex nicht erfüllt. 


Allein anhand dieser Gesetze lie- 
Re sich vermuten, daß Kanzlerin 
Merkel 2015 mit ihrer »Offene- 
Grenzen-Politik« rechtswidrig ge- 
handelt habe. Aber der Europä- 
ische Gerichtshof stellt sich über 
das deutsche Grundgesetz und 
sieht Merkels Handeln als rech- 
tens an: 


In seinem Urteil vom 26.7.2017 
verwies dieser auf eine soge- 
nannte »Eintrittsklausel« im EU- 
Flüchtlingsrecht. Diese erlaube 
es Staaten, »einseitig oder in 
abgestimmter Weise im Geist der 
Solidarität« Anträge von Flücht- 
lingen auf internationalen Schutz 
auch dann zu prüfen, wenn sie 
zum Beispiel nach den Dublin- 
Regeln hierfür nicht zuständig 
sind. Auf diesen »Freibrief« be- 
ruft sich Frau Merkel. 


Die europäischen Regelungen, 
insbesondere die Dublin-Verord- 
nung, nach der die »Flüchtlinge« 
in dem Land registriert und Asyl 
zu beantragen haben, in dem sie 
ankommen, gelten nicht mehr. 
Also reisen sie durch Europas 
sichere Länder, um im Sozial- 
paradies alle Rechte und Frei- 
heiten zu beantragen. Alle diese 
»Flüchtlinge« sind keine Flücht- 
linge mehr und schon gar keine 
Asylberechtigten, denn sie waren 
schon in einem sicheren Land an- 
gekommen und dort in Sicherheit! 


Somit können wir feststellen, daß 
sich die deutschen Gesetze zwar 
gut anhören, in der Praxis jedoch 
durch internationales Recht oder 
Unrecht einfach ausgehebelt wer- 
den. 


Ist das Grundgesetz, Artikel 16a 
Absatz 2 nicht mehr das Papier 
wert, auf dem es steht? 


Wir müssen zurück 
zum Grundgesetz! 


Die Bundeskanzlerin hat mit Ihrer 
Politik das Wohl der Immigran- 
ten aus aller Welt vor das Wohl 
des eigenen Volkes gestellt und 
umgeht das Grundgesetz! Sie 
hat nicht nur Terrorristen und Ge- 
fährdern die Tore geöffnet, son- 
dern ungezählten Kriminellen. 
Fast täglich erreichen uns neue 
Schreckensnachrichten von Ver- 
gewaltigungen, Mord, Raub u.a. 
Verbrechen, begangen von soge- 
nannten »Flüchtlingen«. 


Die Parole »Merkel muß weg!« 
ist richtig, aber unter den rot- 
grünen Volksaustauschern, die 
dann Morgenluft wittern, könn- 
te es noch schlimmer kommen, 
wenn die Mehrheit der duld- 
samen Deutschen nicht end- 
lich aufwacht! Rütteln Sie Ihre 
Nachbarn auf! 


DAS GRUNDGESETZ WAR EINMAL 
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2018 - ein Tiefpunkt 


deutscher Geschichte 


1954 — 2018: Zwei Daten, die 
den Zustand der Bundesrepu- 
blik nicht treffender markieren 
könnten. Der Gewinn der Fuß- 
ball-Weltmeisterschaft 1954 ging 
einher mit dem wirtschaftlichen 
Aufschwung und einer optimi- 
stischen und positiven Grund- 
haltung in allen Schichten der 
Bevölkerung. Trotz der katastro- 
phalen militärischen Niederlage 
1945 waren wir eine solidarische, 
fleißige, disziplinierte und intak- 
te Volksgemeinschaft geblieben 


— eine jahrelange Schicksalsge- 
meinschaft hat uns nachhaltig 
geprägt. 

Eine Volksgemeinschaft gibt es 
nicht mehr - sie ist laut BVerfG 
sogar verfassungswidrig. Das 
links/grüne ideologische Gift der 
letzten 60 Jahre hat aus einem 
einstmals stolzen Volk, das welt- 
weit bewundert und geachtet wur- 
de, eine belanglose Ansammlung 
sich immer mehr entfremdender 
Individuen gemacht — der perfek- 
te Nährboden für die marxistisch/ 


In Deutschland mehr 


Flüchtlinge als in Europa 


Verkehrte Welt: Dem Bundesin- 
nenministerium zufolge wurde in 
der Bundesrepublik von Januar 
bis Mai ein Zugang von 68.494 
Asylsuchenden registriert. In 
ganz Europa kamen hingegen 
bis zum 24. Juni laut »Interna- 


tionaler Organisation für Migrati- 
on« (IOM) 54.352 »Flüchtlinge« 
an, darunter jeder fünfte über 
den Landweg, die übrigen übers 
Mittelmeer. Der besorgte Leser 
fragt sich erstaunt: Wie kann das 
sein? 
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links/grünen Deutschlandhasser. 
Resignation legt sich wie Mehltau 
auf die Widerstandskraft gegen 
die Volksabschaffung durch die 
Masseneinwanderungsparteien 
und lähmt bei weiten Teilen der 
Bevölkerung jedes politische Auf- 
begehren. 


Das Ausscheiden bei der Fuß- 
ball-Weltmeisterschaft ist keine 
Katastrophe, sollte jedoch Anlaß 
sein, auch bei politisch weniger 
interessierten Mitmenschen auf 
die wirklichen Probleme und Zu- 
stände in diesem Staat hinzuwei- 
sen. 2018 markiert in jeder Hin- 
sicht einen Tiefpunkt deutscher 
Geschichte — nicht nur durch das 
Ausscheiden bei der Fußball- 
WM. 


Die Antwort darauf liegt im Innen- 
ministerium: Ex-Minister de Mai- 
ziere hatte bereits 2015 ange- 
wiesen, niemanden abzuweisen, 
der das Zauberwort »Asyl« stam- 
meln kann. Diese Anweisung gilt 
bis heute, so daß nun all jene die 
deutsche Grenze überqueren, 
deren Asylanträge in anderen 
EU-Ländern abgelehnt wurden 
und denen eine Ausweisung bzw. 
Abschiebung droht. 


Legendenbildung um die 
Asylanten-Verteilung in Europa 


In jeder Talkshow bestätigen sich 
unsere besorgt-blickenden Politi- 
ker, wie wir Italien und Griechen- 
land in der Flüchtlingskrise allein 
lassen würden. Der hessische 
Ministerpräsident Volker Bouffier 
(CDU): 

»Wir haben Griechenland und 
Italien das Problem überlassen. 
Das können wir nicht mehr tun.« 
Eine Legende mehr, die nun vom 
Flüchtlingshilfswerk der Verein- 
ten Nationen (UNHCR) widerlegt 
wird: 

Ende 2017 hielten sich 1,41 Millio- 
nen Schutzberechtigte und Asyl- 
bewerber in Deutschland auf. Da- 


nach folgt Frankreich mit 402.000, 
Italien mit 355.000 und dann erst 
Griechenland mit 83.000. 


Dazu kommen die Illegalen, Un- 
bekannten, Untergetauchten, die 
über Merkels »offene Grenzen 
für alle« ins Land spaziert sind. 
Sie werden auf 500.000 bis zu ei- 
ner Million geschätzt. 


Nur mal so zum Vergleich: Allein 
in Berlin wurden 83.222 »Asylzu- 
wanderer« gezählt, in Nordrhein- 
Westfalen 433.236 — dies sind 
mehr als in ganz Italien. 

Möge uns keiner weismachen, 
daß unsere Politiker diese Zah- 
len nicht kennen würden. 
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Galileo Galilei, italienischer 
Naturforscher, 1564-1642 


GEDANKEN ZUM ZEITGESCHEHEN 
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»Mein Haus, mein Hof, mein Geld«: So warnten wir auf der Titelseite der Ausgabe UN 3/2016 vor den 
immer schlimmeren Folgen der offenen Grenzen für alle, als staatliche Stellen begannen, Immobilien und 
leerstehende Wohnungen für die Massen von »Flüchtlingen« zu beschlagnahmen. 


»Wenn es Euch schlecht geht, 
kommt nach Deutschland. 
Dort seid Ihr willkommen. 

Ihr bekommt Geld ohne Arbeit, 
gute Krankheitsbehandlung, 
Familiennachzug und Kindergeld, 
ein Haus und ein Auto!« 


Wer steckt hinter solchen in Nord- und Schwarzafrika verbreiteten Werbeparolen 
zum Massenaufbruch nach Deutschland? Wer sind die Profiteure dieser Migrati- 
onsflut? 
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Die Profiteure der 


Masseneinwanderung 
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Wer steckt hinter solchen bis 
nach Schwarzafrika und Vorder- 
asien verbreiteten Parolen, oft 
sogar bebildert mit Fotos von 
»Mutti Merkel« und Autos der 
Marke Mercedes? 


Wer sollte solchen Angeboten wi- 
derstehen? Wer propagiert den 
Migrationsmarkt? 


Im Verborgenen sind es die Hin- 
tergrundmächte, die eine »neue 
Weltordnung« schaffen wollen, 
vordergründig sogar die UNO 
und die EU mit ihren Migrations- 
Völkerwanderungsplänen, der 
Türkensultan Erdoğan, der die 
in die Türkei gekommenen sy- 
rischen Flüchtlinge loswerden 
wollte, insbesondere die Kurden. 
Möglicherweise abgestimmt mit 
allen hat der Vertreter des US- 
Großkapitals, George Soros, mit 
seinen gemeinnützigen, in Wirk- 
lichkeit gemeingefährlichen Stif- 
tungen 150 Personen beschäf- 
tigt, die in allen Medien im Orient 
und in Afrika die Kunde verbrei- 
teten: »Wenn es Euch schlecht 
geht, kommt nach Deutschland. 
Dort seid Ihr willkommen ...!« 

Kein Wunder, daß sich die Ge- 
scheiterten, Armen und Hungern- 
den der Welt aufmachen, dieses 
Sozialparadies zu erreichen. 


Wie überall, wo die Soros-Stif- 
tung tätig war, geht es auch bei 
den geförderten Migrationsströ- 
men um die Destabilisierung des 
betreffenden Landes zur Schwä- 
chung der internationalen Kon- 
kurrenz bzw. um die Herrschaft 
über die Politik, die Märkte und 


Bodenschätze (Afghanistan, 
Ukraine, Libyen, Syrien, Irak 
u.a.). 


Daß die deutsche Kanzlerin Mer- 
kel den aus dem Orient begon- 
nenen Flüchtlingsstrom mit ihrer 
die gutgläubigen, vertrauensse- 
ligen Deutschen berauschenden 
»Willkommenskultur« begrüßte, 
hat den Flüchtlingsstrom zu einer 
Völkerwanderung nach Deutsch- 
land werden lassen und ist ihr 
verhängnisvollster politischer 
Fehler geworden. Sie hat dies 
zwar allein entschieden, kann 
sich aber darauf berufen, daß die 
alten Bundestagsparteien und die 
Mehrheit der gesellschaftlichen 
Gruppen ihre Willkommensrufe 
unterstützten. Die Unterstützer 
wiederum haben zumeist wirt- 
schaftliche Gründe: 


e Die Kirchen sind durch ihre 
Sozialorganisationen die größten 
Gewinner der Masseneinwande- 
rung, weil sie mit üppigen öffent- 
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lichen Geldern die Aufnahmeein- 
richtungen finanziert bekamen, 
mehr als 100.000 Mitarbeiter für 
diese Arbeit einstellten und da- 
mit ihre durch Kirchenaustritte 
schrumpfenden Finanzen wieder 
um mehrere Millionen sanieren 
konnten. 


e Die Sozialindustrie bot ein 
gleiches Leistungsangebot. Ihre 
Organisationen schlugen sich um 
die Flüchtlinge, weil damit üppig 
zu verdienen ist. Das geht bis hin 
zu den Ärzten, Zahnärzten oder 
Krankenhäusern, welche zusätz- 
liche Massen von Immigrations- 
patienten bekamen, für die vom 
Staat alles bezahlt wurde. 


e Auch die Konzernlobby hat 
willkommen geschrien und das 
Schreckgespenst vom »Fach- 
kräftemangel« beschworen 
— obwohl die gesamten Groß- 
unternehmen nur 60 von zwei 
Millionen Immigranten eingestellt 
haben und die Masse der Immi- 
granten für unseren Arbeitsmarkt 
qualitativ wenig tauglich ist und 
voraussichtlich kaum ein ausrei- 
chendes Arbeitseinkommen ha- 
ben wird. 


Allein die Drohung mit dem Ar- 
beitskräftepotenzial der Zuwan- 
derer zahlte sich bereits dadurch 
aus, Lohndumping auf deutsche 
Arbeitskräfte auszuüben und die 
eigentlich in der Hochkonjunktur 
selbstverständlichen Lohnforde- 
rungen abzuwehren. 


Der Irrsinn kennt keine Grenzen 


Andrea Nahles, die Bundesministerin für Arbeit und Soziales der 
2017 abgewählten schwarz-roten Regierung, heute Partei- und 
Fraktionsvorsitzende der ehemaligen Volkspartei SPD, erklärte 
laut SPIEGEL Nr. 37/2015 zum Massenansturm auf Deutschland: 
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des demografischen Wandels ist die Zuwanderung ein 
ERBEN) AH IT: 
»Merkel muß weg!« ist richtig. Aber ohne Neuwahlen, um den 


Masseneinwanderungsparteien ein Ende zu setzen, könnte es 
mit dieser Frau noch schlimmer kommen! 
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e Die Unzahl der Flüchtlings- 
Fürsorgevereine und NGOs, al- 
les angeblich gemeinnützige Or- 
ganisationen, gehören ebenfalls 
zu den Gewinnern. Sie können 
ihre mit Steuergeldern belohnte 
»Gemeinnützigkeit« und ihre Exi- 
stenz nur durch Spendenzulauf 
erhalten, wenn sie irgendwelche 
angeblich gemeinnützigen Auf- 
gaben durchführen. Hier bot sich 
im Flüchtlingsmarkt ein völlig 
neues, dazu lukratives Geschäft 
bis hin zum Betrieb von Schleu- 
serschiffen auf dem Mittelmeer, 
das ihnen Millionenspenden ein- 
bringt. 


Auch die Heimatländer 


profitieren! 


Inzwischen erhöhen aber auch ei- 
nige Heimatländer den Auswan- 
derungsdruck nach Deutschland. 
Deutschland ist finanziell das So- 
zialparadies der Welt. Nirgendwo 
bekommt man so hohe Soziallei- 
stungen wie hier. Nirgendwo kön- 
nen deshalb Sozialimmigranten 
so viel nach Hause schicken wie 
von Deutschland aus. 


Im letzten Jahr allein haben 
sie mit 4,2 Milliarden Rück- 
überweisungen aus deutschen 
Sozialleistungen in ihr Heimat- 
land dort für einen Geldregen 
gesorgt, auf den diese afrikani- 
schen Länder nicht verzichten 
wollen, also die Rücknahme 
sabotieren. 

Die 
Migrationsgewinnler 
Nachfrager nach neuen Migran- 
ten sind auch die bereits hier an- 
sässigen Landsleute. Wo immer 
von Türken, Kurden, Libyern, 
Syrern oder Afrikanern Ansied- 
lungen bestehen, versuchen sie 
diese durch weiteren Zuzug ihrer 
Landsleute zu verstärken, bis hin 
zu Ghettos, in denen dann die 
Zuwanderer nach einheimischen 
Sitten und einheimischem Recht 
ohne Integration leben können 
(Duisburg, Kreuzberg, Bremen 
u.a.). 


Wo so viele wirtschaftliche Inter- 
essen zugunsten der Massenein- 
wanderung vorliegen, ist es kein 
Wunder, daß die politisch gesteu- 
erten »Leitmedien« das öffent- 
liche Bewußtsein auf »Willkom- 
menskultur« bürsten konnten. 


Inzwischen leben große Teile 
ganzer Branchen bereits von der 
Flüchtlingsindustrie. Tausende 
Anwälte haben 340.000 — meist 
aussichtsiose — Prozesse um 
Bleiberechte von abgelehnten 
Einwanderern angestrengt, weil 
ihnen der Staat die Prozesse 
durch alle Instanzen bezahlt. 


Die Nahrungsmittelindustrie hat 
sich bereits ausgerechnet, wie 
viel Milliarden Mehrumsatz durch 
die mehr als zwei Millionen Zu- 
wanderer bei ihr angekommen 
ist. 

Gleiches gilt auch für die Beklei- 
dungsindustrie, weil die mittello- 
sen Flüchtlinge ja nicht nur Nah- 
rung, sondern auch Kleidung auf 
öffentliche Kosten bekommen. 


Umsorgt und 
gehätschelt 


Im Unterschied zu den Einhei- 
mischen, die sich selbst um eine 
Wohnung kümmern müssen, wird 
den Zuwanderern ein Recht auf 
Unterbringung zugestanden, muß 
für sie gebaut werden, müssen 
Wohnungen für sie angemietet 
und diese Wohnungen mit neuen 
Möbeln ausgestattet, mit Kühl- 
schrank usw. bestückt werden 
und müssen sie mit Kleidung, Kin- 
dersachen bis zum Kinderwagen 
auf Wohlstandsniveau gebracht 
werden. Sowohl Immobilien- als 
auch Konsumgüterindustrie rufen 
deshalb nach weiterer Immigrati- 
on, weil sie Gewinner dieser Völ- 
kerwanderung sind. 


Das Sozialparadies 
(Deutschland) 


Im Interesse aller vorgenann- 
ten Sozialorganisationen hat der 
Staat und haben die Gerichte den 
anerkannten und geduldeten Im- 
migranten die sogenannte Hartz- 
IV-Versorgung zugebilligt, also die 
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Früher hießen sie 
»Kriegsgewinnler« 


Je größer der Widerstand in 
der (noch) deutschen Mehr- 
heit gegen die Massenein- 
wanderung wird, desto mehr 
Steuergeld schütten Bund, 
Länder und Kommunen aus, 
um den berechtigten Protest 
zu bekämpfen. 


Allein die Bundesregierung 
hat im Jahre 2017 im Pro- 
gramm »Demokratie leben! 
Aktiv gegen Rechtsextremis- 
mus, Gewalt und Menschen- 
feindlichkeit« 95.820.537 
Euro an die Verwaltungen 
und »Trägervereine« verteilt, 
die das Geld dann z.T. auch 
an die seltsamsten Vereine 
weiterleiten. Wer einen Ver- 
ein »Tanz gegen Rechts« 
gründet, wird aus den Förder- 
töpfen bezahlt. 


Mehr als 95 Millionen Euro! 
Steht es mit der Demokratie 
so schlecht? 


In der Bundestags-Drucksa- 
che 19/1012 vom 1.3.2018 
(30 Seiten, UN-Archiv 7187) 
erfährt man, wer alles unter- 
stützt wird: 


e ein türkischer Akademiker- 
verein in Ravensburg, 

e ein Würzburger Bündnis 
für Zivilcourage, 

e eine Tür an Tür Integrati- 
onsprojekte eGmbH in Augs- 
burg, 

e ein Berliner Verband für In- 
terkulturelle Arbeit, 

e ein Netzwerk für Toleranz 
in Waldeck, 


und so weiter und so weiter! 


Hinzu kommt noch der Se- 
gen aus den Geldtöpfen der 
16 Landesregierungen (sie- 
he Beispiel Thüringen in der 
UN 11/2016: »Zuschüsse für 
Fahrten zu Gegendemonstra- 
tionen bei rechten Aufmär- 
schen«). 

Die Benachteiligung des 
eigenen Volkes ist ein loh- 
nendes Geschäft! 
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gleiche Sozialunterstützung, wie 
sie Einheimische erst in Not oder 
nach Arbeitslosigkeit bekommen 
können. Diese Höchstbezahlung 
der Einwanderer lockt natürlich in 
der ganzen Welt Nachahmer an. 


SEE OOW 
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Das sagte ein Afrikaner und will 
deshalb seine Sippe ebenfalls 
nachholen. Die Höhe unserer 
Leistungen und Bezahlung ist 
also der stärkste Sog, den der 
Staat auf die Immigration ausübt. 
Würde dagegen der Staat den 
angeblich Verfolgten kein Geld 
mehr, sondern nur Unterkunft 
und Verpflegung zugestehen, 
würden die Immigrationsströme 
schnell versiegen. 


Der Staat besorgt also selbst 
durch angebotene internatio- 
nale Höchstversorgung für alle 
Armen der Welt die Völkerwan- 
derung in unser Land. 


Viele Deutsche glauben immer 
noch, daß es ihnen nicht nur jetzt 
besser geht als in vielen anderen 
Ländern, sondern daß dies auch 
für die Zukunft selbstverständlich 
sei. Deshalb hält sich der Wider- 
stand (noch) in Grenzen. 


Deutschland leistet sich nicht nur 
die höchsten Sozialleistungen an 
die Einheimischen, sondern bie- 
tet sie auch allen Immigranten 
der Welt an. Kein Wunder, daß 
alle hungrigen, gescheiterten 
und vom Krieg bedrohten Men- 
schen in das ihnen angebotene 
offene Sozialparadies wollen, in 
das Land, wo sie nicht nur will- 


verteilt/überreicht von: 


www.un-nachrichten.de 


kommen sind, sondern wo ihnen 
auch ohne Arbeit lebenslange 
Existenzsicherung und so hohe 
Sozialleistungen geboten wer- 
den, wie sie diese zu Hause nicht 
einmal mit Arbeitseinkommen 
aus Schwerstarbeit erreichen 
können. 


Wehe, es gibt 
kein Geld mehr 


Der derzeitige Wohlstand der 
westlichen Welt und auch in 
Deutschland ist aber nur durch 
eine Finanzblase künstlich er- 
zeugt. Prof. Dr. Eberhard Hamer 
hat das in seinem Buch »Der 
große Crash-Ratgeber« an- 


schaulich belegt. Platzt die Fi- 
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sich dies nicht gefallen lassen. 
Dann kann es zu gewaltsamen 
Reaktionen, zu Raub, Plünde- 
rung und Bürgerkrieg kommen. 


Morgenthau mit 
anderen Mitteln 


Noch nie ist eine Masseneinwan- 
derung ohne Verarmung der Ein- 
heimischen möglich gewesen. 
(Wer Gäste einlädt, muß für sie 
zahlen, wer viele Gäste einlädt, 
muß viel zahlen und wer zu viele 
einlädt, geht pleite.) Ein Einreise- 
recht für alle ist weltfremd (Sahra 
Wagenknecht, Die Linke) und 
noch nie ist eine Masseninvasion 
fremder Völker auf Dauer fried- 
lich verlaufen. 


s? / flickr / CC BY-NC-ND 2.0 


Foto: Wie entwickelt sic! 


Baustelle einer »Flüchtlingssiedlung« in Köln (Oktober 2015) 


nanzblase, werden nicht nur die 
Einheimischen ihren derzeitigen 
Wohlstand verlieren, werden vie- 
le überschuldete Unternehmen 
schließen, wir wieder Massenar- 
beitslosigkeit bekommen, aber 
auch die Rente und die Sozial- 
leistungen drastisch gekürzt wer- 
den. 


Dann werden sich nicht nur die 
Deutschen die Augen reiben, was 
sie sich mit den Immigrations- 
kosten da noch zusätzlich auf- 
gebürdet haben, sondern dann 
werden sich auch die Immigran- 
ten, die mit dem Versprechen des 
Sozialparadieses zu uns gelockt 
worden sind, betrogen fühlen und 


Wie durch die alliierte Zertrüm- 
merung Deutschlands 1945 mit 
kriegerischen Mitteln könnte 
Deutschland durch das »friedli- 
che« Mittel Massenimmigration 
wieder wirtschaftlich zusammen- 
brechen, wenn dieser Politik 
nicht ein Ende gesetzt wird. 


Dann tragen aber alle diejenigen, 
welche die Gefährdung Deutsch- 
lands durch die heutige Immigra- 
tionspolitik gewählt haben, eine 
wirkliche Schuld! 


Besuche uns auf Facebook: 


facebook.com/ 
UN.Nachrichten 


NACHBESTELLEN UND WEITERGEBEN! 
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Brücken und Panzer für den Krieg? 


»Niemand hat die Absicht, 
eine Mauer zu errichten!«, so 
der ehemalige DDR-Staats- und 
Parteichef Walter Ulbricht am 
15.6.1961 auf einer Pressekonfe- 
renz. Zwei Monate später wurde 
die Mauer gebaut. 


So ähnlich agieren heute westli- 
che Politiker und Militärstrategen, 
wenn sie nun für 6,5 Milliarden 
Euro Europas Straßen »panzer- 
tauglich« machen wollen. Offiziell 
hat natürlich niemand die Absicht, 
Panzer und schweres Gerät so 
schnell wie möglich gen Osten 
bewegen zu können. 


Während viele Lkw-Fahrer schon 
heilfroh wären, wenn sie mit ih- 
rem 7,5-Tonner ungehindert 
deutsche Straßen und Brücken 
befahren könnten, ist die EU- 
Kommission schon einen Schritt 
weiter. So schlägt die Kommissi- 
on unter Leitung von Jean-Claude 
Juncker vor, Europas Straßen bis 
2019 auf ihre militärische Taug- 
lichkeit zu überprüfen. Anhand 
einer zu erstellenden Liste sollen 
die am dringendst renovierungs- 
bedürftigen Straßen und Brücken 
ausfindig gemacht werden, um 
diese dann »panzertauglich« her- 
zurichten. 


Als Grund wird die Sorge der 
baltischen EU-Staaten Estland, 
Lettland und Litauen vor einem 
russischen Angriff genannt. Das 
Aggressionspotential der Russen 
habe sich auf der Krim und in der 
Ostukraine gezeigt. 


Damit die Transportzeiten im 
Falle einer Krise nicht zu lan- 
ge dauern, müsse sichergestellt 
werden, daß Truppentransporte 
aus Mittel- und Westeuropa mit 
schweren und überdimensionier- 
ten Militärfahrzeugen sich überall 
in Europa schnellstmöglich bewe- 
gen können. 


Eine Maßnahme, die überhaupt 
nicht kritikwürdig wäre, hätte man 
nicht immer diesen bitteren Bei- 
geschmack von Heuchelei und 
Verschleierung: Während unsere 


Autobahnen in den 30er Jahren 
des letzten Jahrhunderts angeb- 
lich für einen Angriffskrieg gebaut 
wurden, handele es sich heute 
um Straßen des Friedens. 


Parallel zu dieser »logistischen 
Aufrüstung« wird im baden- 
württembergischen Ulm ein neu- 
es NATO-Unterstützungs- und 
Nachschubkommando aufge- 
baut. Die Militärbereitschaft der 
NATO soll bis 2020 deutlich er- 
höht werden. 90 Verbände von 
Heer, Luftwaffe und Marine wer- 
den so ausgerüstet und trainiert, 
daß sie im Fall einer Krisensi- 
tuation innerhalb von spätestens 
30 Tagen oder weniger vor Ort 
kampfbereit sind. 


Seit 2016 gibt es bereits eine 
schnelle Eingreiftruppe von 5.000 
Mann, die als Speerspitze in stän- 
diger Alarmbereitschaft steht. 


Diese Truppe soll nun um rund 
30.000 Soldaten, 300 Flugzeuge 
und mindestens 30 Kriegsschiffe 
und U-Boote aufgestockt werden. 


In den USA wird ein weiteres 
Kommando aufgebaut, um die 
Logistik über den Atlantik sicher- 
zustellen. 


NATO-Generalsekretär Jens 
Stoltenberg weist auf die unbe- 
rechenbarer gewordene Welt hin: 
» Wir müssen für das Unvorherge- 
sehene gewappnet sein.« Bravo, 
Herr Generalsekretär, genau dies 
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ist Aufgabe einer vorausschau- 
enden Militärpolitik. Wenn da 
nicht immer wieder diese »un- 
vermeidlichen Präventivkriege« 
und »Friedensmissionen« in den 
letzten Jahrzehnten gewesen wä- 
ren, würden wir das Treiben der 
Politiker und Militärs beruhigter 
verfolgen. 


Die Ausdehnung des NATO-Be- 
reiches bis an die Grenzen Ruß- 
lands in den letzten 15 Jahren hat 
die Welt nicht sicherer gemacht 
und ist eine typisch westliche Va- 
riante der »Friedenssicherung«. 


Aber, wie gesagt: Niemand hat 
die Absicht ... 


6,5 Milliarden Euro 


will die EU für die Panzer- 
straßen gen Osten ausge- 
ben. Daß wir der Hauptspon- 
sor der EU sind, weiß jeder. 
In den Medien ist immer 
von Herrn Juncker (EU) und 
Herrn Stoltenberg (NATO) 
die Rede, die sich um den 
Zustand unserer Straßen 
»sorgen«. 


Frau von der Leyen bzw. 
Frau Merkel und nicht zu- 
letzt unser Verkehrsminister 
Andreas Scheuer werden 
gar nicht erwähnt — aber so 
ist das eben in souveränen 
Staaten ...! 


STRASSEN DES FRIEDENS? 
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Der Irrsinn hat Methode! 


www.un-nachrichten.de 


den, dann darf der praktizierte 
Irrsinn an unseren Grenzen nicht 
souverän von uns teil-rückgängig 
gemacht werden, sondern wird 
hinter verschlossenen Türen auf 
EU-Ebene ausgeklüngelt — und 
zum Schluß schröpft man uns um 
weitere Milliarden 


Irrsinn mit Methode! 


Alles, ohne damit nachhaltig den 
Migrantenstrom stoppen zu kön- 
nen bzw. zu wollen. Die 200.000 
verabredeten und im Koalitions- 
vertrag verabschiedeten »Neu- 
ankömmlinge« stehen überhaupt 
nicht mehr zur Diskussion — sie 
sind bei allen Systemparteien 
Konsens. 


Im Klartext: Für das angerichtete 
Chaos und den Machterhalt der 
Frau Merkel und der unsäglichen 


Foto: La Moncloa - Gobierno de España / flickr / CC BY-NC-ND 2.0 


Treffens zwischen Bundeskanzlerin Angela Merkel, dem spanischen Ministerpräsidenten 
Pedro Sänchez und Griechlands Ministerpräsident Alexis Tsipras in Brüssel, 29.6.2018 


Vor unser aller Augen vollzieht schenke in Milliardenhöhe in 


sich ein Vorgang, der an Irrsinn 
kaum zu überbieten ist: 


Da verhandelt eine Bundeskanz- 
lerin, die geschworen hat Scha- 
den vom deutschen Volk abzu- 
wenden, mit ihren Kollegen aus 
den an Deutschland angrenzen- 
den Ländern über die Rücknah- 
me beziehungsweise Nichteinrei- 
se von Migranten in unser Land. 


Für dieses eventuelle »Entge- 
genkommen« werden Geldge- 


Aussicht gestellt. Dies alles, um 
eine sogenannte »europäische 
Lösung« zu erreichen, anstatt 
deutsches Recht an unseren 
Grenzen anzuwenden. 


Deutschland wird von dieser 
Frau mehrfach gefährdet. Erst 
wird das Land mit Millionen kul- 
turfremder Menschen bevölkert, 
die den Steuerzahler für die 
nächsten Jahrzehnte mehrere 
100 Milliarden Euro kosten wer- 


Koalition wird der Steuerzahler 
mehrfach zur Kasse gebeten. 


Die Meinungsmacher in Presse 
und Funk vermitteln, wie schon 
in den letzten Jahren, dem ge- 
neigten Leser und Hörer das re- 
gierungsamtlich gewünschte Bild 
einer Kanzlerin, die mit Weitblick 
die Geschicke dieses Landes 
lenkt. 


Wir werden verarscht und klat- 
schen dazu noch Beifall. 


L rebe /Le=ser, 


GAHZ prYAL: 


Die Angst- und Schweigespirale muß durchbrochen werden! 


Endlich mal eine ermunternde Meldung: Die all- 
jährliche Ferienzeitung der UNABHÄNGIGEN 
NACHRICHTEN geht weg »wie warme Sem- 
meln«! Wir freuen uns wie schon in den vergan- 
genen Jahren, daß dank Ihres Einsatzes schon 
zigtausende Ferienzeitungen verteilt werden 
konnten. 


Diese UN-FERIEN-SONDERAUSGABE, die 
dank vieler aktiver Mitstreiter in diesen Wochen 
der Abenddämmerung der Masseneinwande- 
rungskanzlerin Merkel in Urlaubsorten, an Ti- 
schen von Straßencafes, Strandbuden, in Ruhe- 
und Frühstücksräumen von Hotels und Pensionen 
verteilt oder liegengelassen wird, eignet sich her- 
vorragend dazu, statt über Fußball über unsere 
und unserer Kinder Zukunft nachzudenken! 


Für einen Kostenbeitrag von zehn Cent plus Porto 
pro Exemplar bestellen Sie bitte Nachschub! An- 
ruf genügt: 0208-84 01 32. 


In diesen dramatischen Zeiten gibt es eine »Infor- 
mationspflicht«! So wie sie Ihre Nachbarn über 
bevorstehende Unwetter, Verkehrsbehinderungen 
oder sonstige Einschränkungen oder Veränderun- 
gen in ihrem gemeinsamen Umfeld informieren, 
so gilt es um so mehr, die Menschen über die 
ungeheuren Umwälzungen in unserem Land auf- 
zuklären. Die Angst- und Schweigespirale muß 
durchbrochen werden. Sie werden erleben, Sie 
sind nicht allein — es werden täglich mehr Men- 
schen, die so denken wie Sie! 


Ihe UN- Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Europa einigt sich im »Asylstreit« 


In den letzten Wochen hat Kanz- 
lerin Merkel weder Kosten noch 
Mühen gescheut, unsere euro- 
päischen Nachbarn und Freunde 
davon zu überzeugen, daß es im 
nicht enden wollenden Zustrom 
von Flüchtlingen keinen nationa- 
len Alleingang geben dürfe. 


Nach nächtelangen und zähen 
Verhandlungen ist es Frau Mer- 
kel, unter tatkräftiger Mithilfe ihrer 
Amtskollegen Macron und Tsi- 
pras, gelungen, die skeptischen 
EU-Regierungschefs von einem 
»Europäischen Aufnahmezen- 
trum« zu überzeugen. Dazu 
wurden den bislang als »unwil- 
lig« geltenden Staaten in den 
kommenden Jahren zusätzliche 
EU-Subventionen in Aussicht ge- 
stellt. 


Das Vorhaben soll umgehend in 
die Tat umgesetzt werden, auf 
die genaue Lage des Aufnah- 
me- bzw. Transit-Zentrums wur- 
de sich bereits einmütig geeinigt, 
diese aber vorrübergehend als 
»vertraulich« eingestuft. Ein als 
vertrauenswürdig eingestufter 
Informant spielte uns nebenste- 
henden Entwurf zu. 


SEPA-Lastschriftmandat Einzugsermächtigung 


Gläubiger-Identifikationsnummer: DE45ZZZ00000086750; Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt Ich ermächtige den Freundeskreis Un- 


Ich ermächtige den Freundeskreis Unabhängige Nachrichten e.V., Alstadener Str. 49a, 46049 abhängige Nachrichten e.V., folgende 
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mein Kreditinstitut an, die vom Freundeskreis Unabhängige Nachrichten e.V. auf mein Konto ge- 


zogenen Lastschriften einzulösen. Konto einzuziehen: 


Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstat- 
tung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbar- 
ten Bedingungen. 


Betrag: Euro 
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Vorname und Name (Kontoinhaber) Oo halbjährlich Oo zweimonatlich 
U vierteljährlich L monatlich 


Name des Kreditinstituts 
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»FAKE NEWS« ODER SATIRE? 
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»Wann tritt Angela 
Merkel zurück?« 


»Fast täglich werden 
Mädchen und Frauen 
vergewaltigt und ermor- 
det. „Muttis Mörder“ ha- 
ben sich eingelebt, un- 
ter tätiger Mithilfe des 
BAMF. Mit politischer 
Deckung von ganz oben 
wurden Kriminelle, Isla- 
misten und Frauenfeinde 
ins Land gelassen. So 
wurde Deutschland zu 
einem Land, in dem wir 
gut und gerne sterben. 
Für die Kanzlerin wird 
die Luft dünn. Zeit daher 
für einen vorgezogenen 
Nachruf.« 
Deutschland-Kurier, 20.6.2018 


Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einz 


für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, fü 


www.un-nachrichten.de 


Man sollte erwarten, daß die Me- 
dien die Luftnummer der euro- 
päischen Staatschefs in Brüssel 
auch als solche entlarven — aber 
weit gefehlt. »Merkel erzielt Durch- 
bruch — Merkels Erfolg in Brüssel 
- Änderung der Asyl-Politik in Eur- 
opa ...« so lauten die Schlagzeilen 
unserer Qualitätspresse. 


Nichts, aber auch gar nichts ist 
erreicht worden. Nur Absichtser- 
klärungen und vorgetäuschtes 
Wohlverhalten, alles um den Kopf 
der Europa-Politikerin Merkel zu 
retten. Ihre Kollegen aus den an- 
deren Ländern werden den Teufel 
tun, sie von Seehofer absägen zu 
lassen. Einen weiteren willfährigen 
deutschen Politiker, der mit deut- 
schen Steuergeldern halb Europa 
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Die Luftnummer der Angela M. 


alimentiert, werden sie so schnell 
nicht finden. Für den bayerischen 
Wahlkampf kann es nur heißen, 
diese Staatsschauspieler in CDU 
und CSU zu demaskieren. 


Die wirkliche Tragik liegt allerdings 
darin, daß ein Großteil des Volkes 
weiterhin glaubt, daß sich alles 
schon zum Besseren wenden wer- 
de. 


Nichts wird besser werden, solan- 
ge diese Politiker ihre deutsch- 
und europafeindliche Politik un- 
gestört und mit dem Segen der 
Medien betreiben können! 


Darum kann unser Auftrag nur lau- 
ten: Aufklären, aufklären, aufklä- 
ren! — Bis auch wir Deutsche wie- 
der gut und gerne in diesem Land 
leben können. 


n, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 
den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 
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